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Häufige Fragen und Antworten zum Ausbau des Friedhofwegs und der Erhebung 

von Erschließungsbeiträgen 

 

1. Kann der der Friedhofweg auch im aktuellen Zustand belassen werden oder nur 

eine neue Fahrbahndecke aufgetragen werden? 

Der Fahrbahnbelag im Friedhofweg weist seit langem erhebliche Schäden auf. Die Stadt 

steht für öffentliche Straßen in der Verkehrssicherungspflicht und muss als Trägerin der 

Straßenbaulast (§ 44 Straßengesetz Baden-Württemberg - StrG) die Gemeindestraßen in 

einem hinreichenden Zustand halten und dabei auch die allgemein anerkannten Regeln 

des Straßenbaus berücksichtigen, § 9 Abs. 1 StrG. Diesen Anforderungen genügt der 

Friedhofweg derzeit nicht, so dass ein Vollausbau angezeigt ist. Kleinere Schäden müss-

ten darüber hinaus dauerhaft ausbessert werden, was laufende Kosten für die Allgemein-

heit und Beeinträchtigungen für die Anlieger verursacht. Das alleinige Auftragen einer 

neuen Fahrbahndecke (oberste Deckschicht) wie im Jahr 2020 stellt lediglich eine tempo-

räre provisorische Lösung dar und ist von der Qualität nicht mit einem Vollausbau zu ver-

gleichen. Neben der Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Straßenentwässerung wird 

mit dem Neubau auch ein frostsicherer Aufbau der Straßendecke nach heutigen Baustan-

dards gewährleistet. 

 

2. Weshalb wurde der Bebauungsplan „Hinter Dorf“ im Jahr 2015 für nichtig er-

klärt? 

Gemäß § 7 Abs. 3 Badisches Aufbaugesetz vom 25.11.1949 mussten B-Pläne von der obe-

ren Aufsichtsbehörde (hier Regierungspräsidium - RP) genehmigt werden. Die Genehmi-

gung konnte nach Sinn und Zweck der Regelung erst nach dem vollständigen Abschluss 

des B-Planverfahrens erfolgen. Das B-Planverfahren ist in § 3 Abs. 5, 6. Bad. OrtsstraßenG 

vom 30.10.1936 geregelt. Die Rechtsprechung hat klargestellt, dass die Genehmigung 

des RP erst danach erfolgen kann (s. z.B. VGH Mannheim, Urteil vom 12.03.2008 AZ 3 S 

2588/06 m.w.N.). Pläne, die vorab genehmigt wurden, sind nichtig (wenn die Genehmi-

gung nicht später nachgeholt wurde). Diese Pläne konnten auch nicht nach BBauG (1960) 

übergeleitet werden. 

Hier hat das RP den Plan 1957 genehmigt, erst 1958 wurde er endgültig festgestellt. Da 

die Reihenfolge nicht gewahrt wurde, ist der Plan nichtig und nicht anzuwenden. 

Auch die Bebauungsvorschriften (der Gestaltungsplan gehört zu den Bebauungsvor-

schriften, § 24 der Bebauungsvorschriften) gehören zum Bebauungsplan (§ 8 Abs. 2 Bad. 

Aufbaugesetz 1949). Daher sind auch sie abschließend/nach Abschluss des Verfahrens 

zusammen mit dem Straßen- und Baufluchtenplan und einschließlich des Gestaltungs-

plans vom RP zu genehmigen. 

Beim B-Plan „Hinter Dorf“ gibt es auf den vorliegenden Bebauungsvorschriften und dem 

Gestaltungsplan keinerlei Vermerke bezüglich einer Genehmigung des RP (nur auf dem 
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Straßen- und Baufluchtenplan). Da die Genehmigung auf dem Straßen- und Baufluchten-

plan nach der endgültigen Feststellung der ganzen Pläne/Vorschriften war, kann hier je-

denfalls davon ausgegangen werden, dass das Verfahren (auch bei Bebauungsvorschrif-

ten) nicht ordnungsgemäß abgeschlossen wurde und die Pläne nicht wirksam werden 

konnten. 

(Hinweis: Die Bebauungsvorschriften wurden zum Teil 1963 geändert, auch hier ist keine 

abschließende Genehmigung durch das RP erkennbar). Die Unwirksamkeit des Bebau-

ungsplans hat jedoch für die Bewertung der Erschließungsbeitragspflicht vorliegend 

keine Auswirkungen, da selbst bei unterstellter Wirksamkeit des Plans bis zum Jahre 1961 

kein entsprechender plangemäßer Ausbau der Straße erfolgte. 

Anmerkung: Die Feststellung der Nichtigkeit des Bebauungsplanes ist für die erstmalige 

endgültige Herstellung einer Erschließungsanlage hier nur insofern von Bedeutung, dass 

ohne gültigen Bebauungsplan für die Herstellung und Abrechnung der Erschließungsan-

lage ein bebauungsplanersetzendes Verfahren durchgeführt werden muss.  

 

3. Wie ist es möglich, dass nach Feststellung der Nichtigkeit des Bebauungsplans im 

Friedhofweg mindestens ein weiteres Haus gebaut werden konnte? 

Bauvorhaben die nicht innerhalb des Geltungsbereichs eines Bebauungsplans liegen, 

können auf Grundlage des § 34 Baugesetzbuch – BauGB (sog. unbeplanter Innenbereich) 

genehmigt werden. Die Bauvorhaben müssen sich dabei nach Art und Maß der baulichen 

Nutzung in die Eigenart der näheren Umgebung einfügen. Ein fehlender Bebauungsplan 

steht innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile damit einer baulichen Nut-

zung eines Grundstücks grundsätzlich nicht entgegen, soweit die Voraussetzungen des § 

34 BauGB erfüllt sind. 

 

4. Wie beteiligt sich die Stadt Lörrach als Eigentümerin des Friedhofs an den Er-

schließungsbeiträgen? 

Auch das Friedhofsgrundstück ist mit der gesamten Grundstücksfläche beitragspflichtig 

und wird bei der Verteilung der Erschließungsbeiträge berücksichtigt. Gemäß §§ 12 Abs. 3 

Nr. 2, 11 Abs. 2 der Erschließungsbeitragssatzung der Stadt Lörrach (EBS) wird für das 

Friedhofsgrundstück ein Nutzungsfaktor von 0,5 angerechnet. Da für das Grundstück be-

reits Erschließungsbeiträge zur Rechbergstraße erhoben worden sind, wird die soge-

nannte Eckermäßigung für mehrfach erschlossene Grundstücke angerechnet. Dies bedeu-

tet, dass die ermittelte Nutzungsfläche nochmals um die Hälfte reduziert wird (§ 14 Abs. 1 

EBS). 

Im Übrigen beträgt der Gemeindeanteil gemäß § 23 Abs. 2 S. 1 Kommunalabgabengesetz 

Baden-Württemberg - KAG 5 % der beitragsfähigen Erschließungskosten, wobei das Ge-

setz diesen gemeindlichen Eigenanteil für die Herstellung der in § 33 S. 1 Nr. 1 und 2 KAG 

aufgeführten Anbaustraßen und Wohnwege verbindlich vorgibt. Die Stadt ist mithin nicht 



Stadt Lörrach - Fachbereich Tiefbau  20.10.2025 

3 
 

dazu berechtigt, in ihrer Satzung einen niedrigeren oder höheren Eigenanteil für diese Er-

schließungsanlagen festzusetzen. § 129 Abs. 1 BauGB, welcher einen 10 %-igen Gemein-

deanteil vorsieht, ist dagegen in Baden-Württemberg nicht anzuwenden, da sich gemäß 

Art. 74 Abs. 1 Nr. 18 Grundgesetz – GG die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz 

des Bundes seit 1994 nicht mehr auf das Erschließungsbeitragsrecht erstreckt, so dass 

nach Art. 70 Abs. 1 GG die alleinige Gesetzgebungskompetenz der Länder einschlägig ist. 

Das baden-württembergische Landesrecht des KAG hat insoweit die bundesgesetzliche 

Regelung ersetzt. 

 

5. Gibt es für das Pfarrhausgrundstück eine Sonderregelung? 

Erschließungsbeitragsrechtlich wird das Grundstück nach den gleichen Kriterien bewertet, 

wie die übrigen von der Erschließungsanlage Friedhofweg erschlossenen Anliegergrund-

stücke. Es gibt aufgrund seiner Nutzung als Pfarrhaus keine Sonderregelung, wie es bei 

Gemeinbedarfs- oder Grünflächengrundstücken wie z.B. Friedhöfen, Sportplätzen, Freibä-

dern oder auch Kleingartengelände nach EBS vorgesehen ist. Für das Grundstück wird ein 

Nutzungsmaß in Abhängigkeit von der tatsächlich vorhandenen Bebauung zu Grunde 

gelegt, § 12 Abs. 1 Nr. 1 EBS 

 

6. Wieso wurden die betroffenen Anlieger nicht früher über die Erhebung der Er-

schließungsbeiträge informiert? 

Der Sachstand wurde mit Vorliegen der Entwurfsplanung, der vorläufigen Kostenberech-

nung sowie der rechtlichen Bewertung zur Erschließungsbeitragspflicht präsentiert. Da 

der Sachverhalt zur Beitragserhebung abschließend zu klären war, konnte keine frühere 

Informationsveranstaltung durchgeführt werden. Eine frühzeitige Information der Grund-

stücksanlieger, wie sie in diesem Fall erfolgt ist, ist gesetzlich auch nicht vorgesehen. Es 

war ein Service der Stadt, um die Anlieger rechtzeitig auf die Konsequenzen der erstmali-

gen endgültigen Herstellung der Erschließungsanlage hinzuweisen. Da mit einem Ab-

schluss der geplanten Straßenbaumaßnahme voraussichtlich erst 2027 zu rechnen ist, er-

folgt eine Veranlagung sodann nach Eingang der letzten Unternehmerrechnung auch erst 

nach diesem Zeitpunkt. Hierdurch wird eine frühzeitige Benachrichtigung der Anlieger 

über die geplante Vorgehensweise der Stadt und künftige Veranlagung gewährleistet. 

 

7. Wieso wurde keine offene Gesprächsrunde mit Ideenfindung mit den Anliegern 

des Friedhofwegs durchgeführt? 

Der Friedhofweg wird entsprechend den Erfordernissen der Bebauung und des Verkehrs 

hergestellt. Die Stadt als Träger der Erschließungslast entscheidet nach pflichtgemäßem 

Ermessen über das „ob“, „wie“ und „wann“ der Erschließung. Die Erschließung ist danach 

eine in das Selbstverwaltungsrecht der Gemeinde (Art. 28 Abs. 2 GG) fallende kommunale 

Aufgabe. Bei dem vorliegenden Projekt handelt es sich um einen Ausbau einer bestehen-

den Verkehrsanlage ohne gestalterische Besonderheiten oder Sonderbauweisen. Es ist 
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eine Fahrbahn in herkömmlicher, richtlinienkonformer Asphaltbauweise vorgesehen. An-

lieger von Erschließungsanlagen werden generell bei der Herstellung von Erschließungs-

anlagen nicht an der Planung beteiligt. Ein individuelles Mitbestimmungsrecht der Anlie-

ger besteht insoweit nicht. Die Anliegerinformationsveranstaltung war in erster Linie nicht 

dafür gedacht, um die Planung generell zu ändern, sondern um die Anlieger über die 

Konsequenzen der erstmaligen Herstellung zu informieren. 

 

8. Wieso wurde der südliche Abschnitt des Friedhofwegs im Jahr 2014 von der 

Stadt Lörrach noch als historisch und somit nicht als beitragsfähig eingestuft? 

In der Beschlussvorlage Nr. 101/2014 vom 19.05.2014 wurde bezüglich des damaligen 

Planungsentwurfs der südliche Abschnitt noch als historisch bezeichnet, was dem damali-

gen Kenntnisstand zur Sachlage entsprach. Eine Umsetzung der damaligen Planungen er-

folgte hingegen nicht. Rechtlich betrachtet handelt es sich bei der Beschlussvorlage nicht 

an eine an die Anlieger gerichtete Erklärung oder verbindliche Zusage, sondern um eine 

bloße Dokumentation der Bewertung der Rechtslage durch die Verwaltung, mithin eine 

verwaltungsinterne Wissenserklärung. Im Zuge des aktuellen Planungsverfahrens wurde 

die Thematik nochmals intensiv unter Zuhilfenahme einer externen rechtlichen Beratung 

untersucht, um Verfahrensfehler zu vermeiden. Eine umfängliche Prüfung des histori-

schen Baubestands sowie historischer Karten hat ergeben, dass es sich bei dem Friedhof-

weg entgegen der ursprünglichen Einschätzung nicht um eine historische Ortsstraße han-

delt. 

 

9. Aufgrund der Mauer zum Pfarrgarten war keine nähere Bebauung möglich. Das 

Grundstück dahinter ist bebaut. Daher kann von einer anschließenden Bebauung 

ausgegangen werden. Sollte es sich deshalb nicht doch um eine historische Straße 

handeln (im Sinne des Erschließungsbeitragsrechts)?  

Für die Bewertung einer historischen Ortsstraße kommt es auf die Frage an, ob die Ent-

wicklung der Straße bei In-Kraft-Treten des badischen Ortsstraßengesetzes im Jahre 1868 

hinsichtlich ihres Ausbau- und Verkehrszustands für den innerörtlichen Verkehr von Haus 

zu Haus und für den regelmäßigen Anbau im Wesentlichen abgeschlossen war. Dabei ist 

die seinerzeit vorhandene Bebauung entlang der Straße ein wesentliches Indiz dafür, ob 

sie dem Anbau innerhalb der geschlossenen Ortslage diente oder zum Anbau bestimmt 

war. Laut Gemarkungsatlas, Ortsplan der Gemeinde Hauingen von 1863-1870 wird das 

Grundstück hinter dem Gebäude Steinenstraße 4 als Hausgarten, Gartenland genutzt. 

Dies zeigt, dass gerade keine Ausdehnung der Bebauung in Richtung Norden vorgesehen 

war und die Straße hier nicht der innerörtlichen Erschließung gedient hat, sondern die 

Siedlungsstruktur des Ortes sich im Wesentlichen auf die Steinenstraße konzentriert hat. 

Die prägende Bebauung endet insoweit im Bereich des Friedhofwegs nach der ersten 

schwerpunktmäßig in Richtung Steinenstraße orientierten Häuserreihe. In nördliche Rich-
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tung existierte auf Höhe Haus Nr. 3 lediglich ein weiteres Gebäude, im gesamten weite-

ren Bereich war der Friedhofweg unbebaut. Dass das Pfarrhaus-Grundstück im Bereich 

des Gartenlandes mit einer Mauer umgrenzt war, stützt insoweit die Annahme, dass hier 

keine weitere Bebauung in Richtung Norden vorgesehen war, was durch die tatsächlichen 

historischen Baubestände bestätigt wird. Eine Gartenmauer wäre auch kein Bauhindernis. 

Sonstiger relevanter Baubestand ist aus den historischen Karten im Übrigen nicht ables-

bar. Bei dem Friedhofweg handelt es sich daher wie bereits ausgeführt nicht um eine his-

torische Ortsstraße. 

 

10. Wieso wurde der Ausbau des Friedhofwegs nicht bereits im Jahr 2014 durchge-

führt? Was wurde aus den damals im städtischen Haushalt angemeldeten finanziel-

len Mitteln? 

Der Ausbau war zum damaligen Zeitpunkt bereits vorgesehen und der Beschluss hierfür 

gefasst. Aufgrund von mehreren personellen Veränderungen im damals zuständigen 

Fachbereich Straßen/Verkehr/Sicherheit waren dort keine Kapazitäten mehr vorhanden. 

Die finanziellen Mittel wurden daraufhin abgemeldet und im städtischen Haushalt ander-

weitig eingeplant. 

 

11. Kann seitens der Bürgerschaft Einspruch gegen die Beschlussvorlage zum Aus-

bau des Friedhofwegs eingelegt werden? 

Beschlussvorlagen werden den zuständigen städtischen Gremien zur Entscheidung vor-

gelegt. Eine Anhörung oder Abstimmung mit Bürgern oder anderen Dritten findet im 

Zuge dieses Verfahrens nicht statt und ist gesetzlich nicht vorgesehen. Aus diesem Grund 

besteht keine direkte Möglichkeit einer Beschlussvorlage zu widersprechen. Auch ein 

Recht auf „Verzicht auf Erschließung“ durch die Anlieger kennt das Erschließungsrecht 

nicht. Eine Prüfung der Erschließungsbeitragspflicht der Maßnahme ist jedoch mit ent-

sprechender Verbescheidung der Beiträge durch Verwaltungsakt möglich. Gegen die 

künftigen Erschließungsbeitragsbescheide können Rechtsmittel eingelegt werden. 

 

12. Können die genannten Baukosten durch Einsparmaßnahmen reduziert werden? 

Der Friedhofweg wurde mit den notwendigen Qualitäts- und Ausstattungsmerkmalen ei-

ner voll erschlossenen Straße geplant. Hierzu zählen ein vollwertiger Fahrbahnaufbau, 

eine ausreichende Straßenentwässerung und Beleuchtung. Einsparungen in diesen Berei-

chen sind nicht möglich, da diese auf jeden Fall vorhanden sein müssen. Um die Herstel-

lungskosten zu senken, wurde bereits der heutige Straßenquerschnitt vor der Friedhof-

mauer auf ein Mindestmaß reduziert. Des Weiteren werden die zehn Parkplätze vor dem 

Haupteingang dem Friedhof zugeordnet, sodass die Kosten für deren Herstellung direkt 

von der Stadt getragen werden. Auch orientiert sich der Ausbau im Übrigen an dem Min-

destmaß, was unter Berücksichtigung der Erfordernisse der Bebauung und des Verkehrs 

erforderlich ist.  
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13. Wieso werden die Straßenbaukosten im südlichen Bereich bei der Neuverlegung 

der Kanalisation nicht vom Eigenbetrieb Abwasserbeseitigung getragen, wenn die 

Straße hierfür ohnehin aufgerissen werden muss? 

Bei der Verlegung von Ver- und Entsorgungsleitungen im öffentlichen Straßenraum tra-

gen die jeweiligen Betreiber die Kosten für die Wiederherstellung des Urzustandes des 

Straßenbaus. Ein Vollausbau des Straßenkörpers im Zuge der Kanalverlegung kann daher 

nicht auf den Eigenbetrieb Abwasserbeseitigung umgelegt werden. Insoweit werden mit 

der baulichen Zusammenlegung der Maßnahmen aber Synergieeffekte genutzt, um die 

Einschränkungen für die Anlieger möglichst gering zu halten. Erschließungsbeitragsrecht-

lich sind die Kosten für die Fahrbahn aufgrund der erstmaligen endgültigen Herstellung 

der Straße aber ansetzbar. 

 

14. Im Jahr 2020 wurde im nördlichen Abschnitt ein Teilbereich von ca. 30m Länge 

asphaltiert. Wieso ist dieses Stück Bestandteil des geplanten Ausbaus? 

Bei den damals ausgeführten Arbeiten handelte es sich lediglich um eine provisorische 

Sanierung, die von vorherein als Überbrückung zum vollständigen Ausbau geplant war. 

Die Asphaltierung stellt daher nur eine Ausbesserungsmaßnahme dar, die nicht den gülti-

gen technischen Richtlinien entspricht. Aus diesem Grund ist dieser Bereich Bestandteil 

des geplanten Vollausbaus. 

 

15. Wieso sind der Gehweg vor dem Friedhof und die vier geplanten Parkplätze ge-

genüber des Ehrenmals Bestandsteil der Straßenplanung? 

Sowohl Gehwege als auch Parkplätze für Kfz z.B. als Parkstreifen längsseits der Fahrbahn 

sind rechtlich Bestandteil der Fahrbahn und gehören daher zu den öffentlichen Straßen 

(vgl. § 2 Abs. 2 Nr. 1 StrG) und sind folglich auch erschließungsbeitragsrechtlich als Be-

standteile von öffentlichen Straßen (sog. flächenmäßige Teileinrichtungen)zu berücksich-

tigen und mit den Straßenkosten abzurechnen (§ 4 Abs. 1 EBS) Der geplante Gehweg wie 

auch die Parkplätze können daher nicht dem Friedhofsgrundstück zugeordnet werden. 

Eine Wohnbebauung wie sie im Friedhofweg vorliegt rechtfertigt das Vorhandensein von 

Stellplätzen im öffentlichen Raum im vorliegenden Umfang. Es kann nicht davon ausge-

gangen werden, dass sämtliche Einwohner sowie deren Besucher allesamt auf Privatstell-

plätzen parken. So wurden beispielsweise im benachbarten Neubaugebiet „Am Soor-

mattbach“ ebenfalls öffentliche Stellplätze angelegt, deren Kosten Teil der Erschließungs-

beiträge waren. 

 

16. Zu welchem Zeitpunkt werden Erschließungsbeiträge mit den betroffenen An-

liegern abgerechnet? 

Die Erhebung von Erschließungsbeiträgen kann erst erfolgen, wenn sämtliche für die erst-

malige endgültige Herstellung notwendigen Leistungen im erforderlichen Umfang durch-

geführt und final abgerechnet worden sind. Erst dann können die Erschließungsbeiträge 
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für die einzelnen Anliegergrundstücke berechnet werden. Der Fachbereich Tiefbau geht 

von einer Abrechnung in den Jahren 2028 bzw. 2029 aus. Der genaue Zeitpunkt hängt 

aber u.a. vom konkreten Bauverlauf sowie dem Eingang der letzten Unternehmerrech-

nung ab. 

 

17. Wie und wann kann gegen die Erhebung von Erschließungsbeiträgen Einspruch 

eingelegt werden? 

Gegen die Erhebung von Erschließungsbeiträgen kann nach Erhalt des Erschließungsbei-

tragsbescheides innerhalb eines Monats Widerspruch erhoben werden. Über die Mög-

lichkeit der Einlegung von Rechtsmitteln informiert der Bescheid im Rahmen einer 

Rechtsbehelfsbelehrung. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen einen Erschließungs-

beitragsbescheid haben gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 1 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 

keine aufschiebende Wirkung. Die Zahlungsfrist wird durch einen Widerspruchdaher 

nicht verlängert. 

 

18. Können Erschließungsbeträge in Raten gezahlt oder gestundet werden? 

Die fälligen Erschließungsbeiträge werden gesamthaft in Rechnung gestellt. Eine Zahlung 

in Raten kann in Ausnahmefällen vereinbart werden. Hierfür muss nach Erhalt des Be-

scheides ein Antrag gestellt und mit entsprechenden Unterlagen nachgewiesen werden, 

dass ein Härtefall vorliegt.  

Ebenso kann der Erschließungsbeitrag gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 5a KAG i. V. m. § 222 Abga-

benordnung – AO ganz oder teilweise gestundet werden, wenn die Einziehung bei Fällig-

keit eine erhebliche Härte für den Beitragspflichtigen bedeuten würde und der Anspruch 

durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. Die Stundung kann in der Regel nur auf 

Antrag und gegen eine Sicherheitsleistung gewährt werden, wobei es auf die Umstände 

des Einzelfalls ankommt. Für die Dauer einer gewährten Stundung sind Zinsen zu erhe-

ben.  

 

19. Kann die Stadt Lörrach den Friedhofweg ausbauen und auf eine Abrechnung 

der Erschließungsbeiträge verzichten? 

Gemäß § 20 Abs. 2 KAG sind Städte und Gemeinden verpflichtet, bei der erstmaligen 

endgültigen Herstellung von Anbaustraßen und Wohnwegen Erschließungsbeiträge zu 

erheben. Der Stadt kommt hierbei kein Ermessen und damit kein Bewertungsspielraum 

hinsichtlich der Entscheidung zu, ob Erschließungsbeiträge für Anbaustraßen erhoben 

werden. Vielmehr unterliegt die Stadt dem Grundsatz der Einnahmebeschaffung nach § 

78 GemO. Ein Beschluss des Gemeinderats, ganz oder teilweise auf Beiträge einer bei-

tragsfähigen Anbaustraße zu verzichten, wäre rechtswidrig. Selbst bei einem etwaigen 

(rechtswidrigen) Verzicht auf eine Abrechnung würde die Stadt im Falle einer Prüfung 

durch die Gemeindeprüfungsanstalt (GPA) verpflichtet werden, diese auszuführen. Ledig-

lich für die in § 33 S. 1 Nr. 3 bis 7 KAG genannten Erschließungsanlagen, wie zum Beispiel 
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Grünanlagen, Kinderspielplätze, Lärmschutzanlagen usw. bestünde eine Erhebungspflicht 

nur dann, wenn Städte und Gemeinden dies in Ihrer Erschließungsbeitragssatzung gere-

gelt haben. 

 

20. Wie wurden die genannten Kosten für den Ausbau ermittelt? Wie genau sind 

diese Angaben? 

Die genannten Kosten stammen aus der Kostenberechnung, die im Zuge der Entwurfs-

planung der Straße angefertigt wurde. Hierbei wird das erstellte Leistungsverzeichnis mit 

Einheitspreisen aus ähnlichen Straßenbauprojekten ergänzt und daraus die Gesamtkosten 

berechnet. Beim Vergabefahren wird die Baumaßnahme öffentlich ausgeschrieben und es 

werden Angebote von Baufirmen eingeholt. Der Angebotspreis kann sich von der Kos-

tenberechnung unterscheiden. Nach der Fertigstellung werden mit Bauunternehmen die 

exakten Baukosten abgerechnet und somit eine Kostenfeststellung aufgestellt. 

 

21. Welche Kosten sind Erschließungsbeitragsfähig? 

Die beitragsfähigen Erschließungskosten sind abschließend in § 35 Abs. 1 KAG geregelt. 

Zu den beitragsfähigen Erschließungskosten gehören die tatsächlichen Straßenbaukos-

ten, Vermessungskosten, Ingenieurkosten, Straßenentwässerung, sowie ein Anteil an den 

Kanalkosten, da die Straßenentwässerung über den Kanal erfolgt, Grundstückserwerbs-

kosten, Kosten für die Straßenbeleuchtung und gegebenenfalls Kosten für Kreditaufnah-

men.  Dagegen zählen Kosten, die mit der Veranlagung von Erschließungsbeiträgen und 

nicht mit der konkreten Herstellung von Erschließungsanlagen zusammenhängen (z.B. ex-

terne Rechtsberatungskosten oder Kosten von Fachbüros zur Berechnung der Beiträge) 

nicht zu den beitragsfähigen Erschließungskosten. 

Besonderheiten für den Friedhofweg: Bei den Beleuchtungskosten werden nicht die aktu-

ellen Kosten der Neuerrichtung, sondern die Kosten zum Zeitpunkt der damaligen Errich-

tung der Beleuchtung angerechnet (historische Baukosten). 

 

22. Weshalb wurden die Ausbaukosten für den nördlichen und den südlichen Ab-

schnitt separat berechnet? 

Die Entwurfsplanung mit Kostenberechnung wurde zeitlich parallel zur rechtlichen Beur-

teilung zur Erschließungsbeitragsfähigkeit erstellt. Da zu diesem Zeitpunkt noch nicht ge-

klärt war, ob der Friedhofweg im Gesamten beitragsfähig ist, wurden die Kosten separat 

für die beiden Abschnitte berechnet. Im Rahmen der künftigen Veranlagung werden die 

beitragsfähigen Kosten für die einheitliche Erschließungsanlage Friedhofweg gesamthaft 

ausgewiesen. 
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23. Wieso waren bei der Informationsveranstaltung am 2. Juli 2025 keine Vertreter 

der Presse anwesend? 

Zur Veranstaltung waren bewusst ausschließlich die Anlieger sowie die Mitglieder des 

Hauinger Ortschaftsrats eingeladen, um die Thematik zunächst den direkt Betroffenen zu 

erläutern. In den städtischen Gremiensitzungen, wo letztlich die entscheidenden Be-

schlüsse öffentlich gefasst werden, sind Pressevertreter anwesend. 

 

24. Wieso hat die Stadt Lörrach für die Informationsveranstaltung eine Anwalts-

kanzlei engagiert? 

Das Erschließungsbeitragsrecht stellt gerade in Fällen, in welchen bestehende Straßen ab-

gerechnet werden müssen, ein komplexes Feld innerhalb der Rechtswissenschaften dar. 

Um ein rechtssicheres Verfahren zu gewährleisten, hat die Stadtverwaltung daher be-

schlossen, eine auf Verwaltungsrecht sowie Abgabenrecht spezialisierte Kanzlei zu enga-

gieren. 


